
Erklärüng über die Beteiligung an der Kornmunalver{assungsbeschwerde
zur Feststellung der Konnexitätsrelevanz des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes

und an der Finanzierung eines vorbereitenden Rechtsgutachtens

Absenderanga ben (bitte a usfüllen):

r. Stadt- / Gemeinde:

2. Ansprechpartner:

3. Telefon (mit Vorwahl und Nebenstellelr

4. E-Mail:

t.

Die o. g. Stadt/Cemeinde erklärt hiermit verbindlich gegenüber dem Städte- und Cemeinde-

bund NRW, sich anteilig an der Finanzierung eines Rechtsgutachtens zur Konnexitätsrelevanz
des 9. Schulrechtsänderungsgesetzes und einer Kommunalverfassungsbeschwerde zu diesem

Gegenstand zu beteiligen.

il.

Der Finanzierungsanteil der o. g. Stadt/Cemeinde beträgt für Cutachten und Kommunalver-
fassu ngsbeschwerde zusa m men maxima I 7o0 E u ro.

1il.

Das Rechtsgutachten soll die Prüfung folgender Fragen zum Cegenstand haben:

L. Verstößt das 9. Schulrechtsänderungsgesetz NRW gegen das Konnexitätsprinzip der Lan-

desverfassung NRW (Rrtikel 78 Abs. 3 Landesverfassung NRW)?

2. Wäre eine Kommunalverfassungsbeschwerde gegen das 9. Schulrechtsänderungsgesetz
NRW zulässig und begründet?

3. Kann eine Kommunalverfassungsbeschwerde zulässigerweise auch schon vor dem förmli-
chen I nkrafttreten des 9. Sch u I rechtsä nderu ngsgesetzes ei n gelegt werden ?

Dabei soll auch geprüft werden, welche inhaltlichen Anforderungen an die Darlegung der fi-
nanziellen Belastung für die einzelnen, als Kläger auftretenden Kommunen zu stellen sind.

tv.

Abhängig vom Ergebnis der Prüfungzur Darlegungslast bezüglich der individuellen finanziel-
len Belastung der einzelnen Kommune ist noch zu entscheiden, wie viele Kommunen und wel-
che sinnvollerweise Kommunalverfassungsbeschwerde einlegen. Für den Fall, dass es als Er-

gebnis dieser Prüfung nicht zu einer direkten Kommunalverfassungsbeschwerde durch die
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o. g. Stadt/Cemeinde kommt, erklärt sie sich bereit, sich im o.g. Umfang an der Finanzierung
ei ner Kom m una lverfassu n gsbeschwerde a nderer Komm u nen zu betei li gen.

Die Beauftragung eines geeigneten Rechtswissenschaftlers für die Erstellung des Cutachtens
und zur Vertretung im Rahmen einer Kommunalverfassungsbeschwerde wird durch den Städ-
te- und Cemeindebund NRW durchgeführt. Unabhängig hiervon erfolgt die konkrete prozess-

rechtliche Bevollmächtigung für die Vertretung im Rahmen einer Kommunalverfassungsbe-
schwerde durch die betreffenden Kommunen selbst.

vt.

Der Städte- und Cemeindebund NRW rechnet alle diesbezüglichen Honorarforderungen direkt
mit dem Beauftragten ab. Nach Abschluss der Cesamtabrechnung stellt der Städte- und Ce-

meindebund NRW diese Kosten den beteiligten Städten und Cemeinden jeweils maximal in

Höhe von 7OO Euro in Rechnung. lm Falle einer vor Abschluss der Erstellung des Cutachtens
oder vor Einlegung einer Kommunalverfassungsbeschwerde erreichten Einigung der kommu-
nalen Spitzenverbände mit dem Land NRW entstehen nach der Vereinbarung zwischen Städte-
und Cemeindebund NRW und dem Cutachter nur Teilhonorarforderungen. Auch diese können

auf die beteiligten Städte und Cemeinden umgelegt werden. Die o. g. Stadt/Cemeinde erklärt
sich für diesen Fall bereit, den auf sie entfallenden Anteil entsprechend der Vereinbarung zwi-
schen dem Cutachter und dem Städte- und Cemeindebund NRW bis maximal zur Höhe von

7OO Euro dem Städte- und Cemeindebund NRW zu erstatten.

(ort ) ( oatum )

( Unterschrift )

den

BITTE ZURUCKSENDEN AN DEN

Städte- und Gemeindebund NRW
- Dez. lV -
Kaiserswerther Str. agg - 2o1,

40474 Düsseldorf

Per Telefaxz O2Lt I 4587-292


